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.3 Fördervorrang

Übersteigen die für die angemeldeten Vor-

haben beantragten Zuwendungen die zur 

Verfügung stehenden Fördermittel, werden 

unter den eingegangenen Anmeldungen die 

Vorhaben ermittelt, die für die Anfangshöch-

stmiete den höchsten prozentualen Abschlag 

im Vergleich zur ortsüblichen Vergleichsmiete 

anbieten. Hierbei werden auch der örtliche Be-

darf, die Lage und die Qualität des Vorhabens 

berücksichtigt.

.4 Förderberechtigte und Förder-
voraussetzungen

Förderberechtigt sind natürliche und juristi-

sche Personen. Bauträger, die Wohnraum mit 

dem Ziel der Veräußerung errichten, werden 

nicht gefördert.

Voraussetzung für die Förderung im Miet-

wohnungsneubau ist, dass ein geeignetes Bau-

grundstück zur Verfügung steht oder nachge-

wiesen wird, dass der Erwerb eines derartigen 

Grundstücks gesichert ist.

Im Hinblick auf die Finanzierung soll von 

der Bauherrschaft eine angemessene Eigen-

leistung von mindestens 15 Prozent der 

Gesamtausgaben erbracht werden. Die Eigen-

leistung kann bei Maßnahmen im Gebäude-

bestand mit Blick auf den Wert des vorhande-

nen Grundstücks und Gebäudes (abzüglich 

bestehender Belastungen) entfallen.

Ist an dem Grundstück ein Erbbaurecht 

bestellt oder dessen Bestellung beabsichtigt, 

muss die Laufzeit des Erbbaurechtes die Dauer 

der Bindung und die planmäßige Darlehens-

laufzeit um mindestens zehn Jahre überschrei-

ten.

Bei der Modernisierung von Mietwohnungen 

ist nur die Eigentümerin oder der Eigentümer 

bzw. die oder der Erbbauberechtigte dieser 

Wohnung förderberechtigt.

.5 Förderausschluss

Von der Förderung ausgeschlossen sind Bau-

maßnahmen,

• deren Ausführung vor Aufnahme in ein 

Förderprogramm begonnen wurde. Beim 

Ersterwerb von neugebauten Wohnungen 

tritt an die Stelle des Baubeginns der 

Abschluss des notariellen Kaufvertrags; der 

Vertragsabschluss darf bei der Anmeldung 

nicht länger als drei Monaten zurückliegen.

• die bei einer nach dem 

Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz 

(WIPG) in der jeweils geltenden 

Fassung 15-jährigen Mietpreis- und 

Belegungsbindung nach dem 31. 

Dezember 2030 begonnen werden.

• für die das Baurecht nicht gesichert ist.

• die zur Versorgung der Bauherrschaft oder 

ihrer Familienangehörigen mit Wohnraum 

dienen.

• bei denen die ordnungsgemäße und 

wirtschaftliche Durchführung und eine 

ordnungsgemäße Verwaltung des 

Wohnraums nicht gesichert ist.

• bei denen die Bauherrschaft nicht die 

erforderliche Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit besitzt oder die Bonität und 

gestellte Sicherheiten nicht ausreichen. 
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.6 Rechtsgrundlage

Die Förderung wird auf der Grundlage 

des Hessischen Wohnraumfördergesetzes 

(HWoFG) vom 13. Dezember 2012 (GVBl. S. 

600), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. 

November 2022 (GVBl. S. 566), des Wohn-

rauminvestitionsprogrammgesetzes (WIPG) 

vom 23. Juni 2018 (GVBl. S. 332), zuletzt 

geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 

2020 (GVBl. S. 942), des Kommunalinvestitions-

programmgesetzes (KIPG) vom 25. November 

2015 (GVBl. S. 414), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 30. September 2021 (GVBl. S. 636), 

des § 44 der Hessischen Landeshaushaltsord-

nung (LHO) und der hierzu erlassenen Verwal-

tungsvorschriften (VV) sowie des Hessischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) in 

den jeweils geltenden Fassungen gewährt.

§ 56 des Hessischen Gesetzes zur Regelung 

des Finanzausgleichs (HFAG) in der jeweils 

geltenden Fassung findet keine Anwendung.

Auf die Förderung finden die VV Nr. 1.3, 

1.7 (1. Spiegelstrich), 4.2.4, 4.2.5, 6.1, 6.2, 7.2, 

8.5, 13.1, 13.2, 13.5 bis 13.7 zu § 44 LHO, Nr. 

1.3 und 1.4, 2, 3.1, 3.2, 5 (1., 5. und 6. Spiegel-

strich), 6.1 bis 6.4, 6.6 und 6.9, 7.1 Satz 3, 8.3.1 

und 8.5 der Allgemeinen Nebenbestimmun-

gen für Zuwendungen zur Projektförderung 

(ANBest-P) sowie Nr. 1.3, 2, 5 (1., 5. und 6. 

Spiegelstrich), 6.1 Satz 1 und 2, 6.2 bis 6.4, 

7.1 Satz 3, 8.3.1 und 8.5 der Allgemeinen 

Nebenbestimmungen für Zuwendungen an 

Gebietskörperschaften (ANBest-GK) keine An-

wendung.







9

3.2.2 

Bei der Förderung nach Nr. 4, 5 oder 6 ist die 

Miethöhe bezogen auf den Quadratmeter 

Wohnfläche und Monat von der Bauherrschaft 

mit der Anmeldung des Bauvorhabens bei 

dem für das Wohnungswesen zuständigen 

Ministerium verbindlich zu erklären. Die in der 

Anmeldung erklärte Miete kann vor Bewilli-

gung nach Nr. 3.2.3 angepasst werden; sie 

wird als Einstiegsmiete in der Förderzusage 

festgelegt. Dabei kann eine entsprechend 

geringere Miete je Quadratmeter Wohnfläche 

und Monat festgelegt werden, wenn die tat-

sächliche Wohnfläche einer Wohnung erheb-

lich größer ist als die förderfähige Wohnfläche 

(mehr als fünf Quadratmeter).

3.2.3 

Bei der Förderung nach Nr. 4, 5 oder 6 können 

Vermieter von den Mietern die Zustimmung 

zur Anpassung der unter Teil II genannten 

Einstiegsmiete unter Beachtung der Vor-

schriften des BGB nur entsprechend dem 

vom Statistischen Bundesamt ermittelten 

Verbraucherpreisindex für Deutschland ver-

langen, allerdings nicht über die ortsübliche 

Vergleichsmiete abzüglich des unter Teil II 

jeweils genannten Abzugs hinaus. Bei der Ver-

einbarung einer Indexmiete ist § 557b BGB zu 

beachten.

Im Falle einer Wiedervermietung darf 

höchstens eine Miete vereinbart werden, wie 

sie sich aufgrund der Fortschreibung der Ein-

stiegsmiete nach Nr. 3.2.2 ergibt.

3.2.4 

Bei der Förderung einer Modernisierung nach 

Nr. 7 gelten abweichende Regelungen zur 

Miethöhe (Nr. 7.4).

3.2.5 

Die oder der Verfügungsberechtigte ist ver-

pflichtet, die Mieterin oder den Mieter im 

Mietvertrag auf die Förderung und die Dauer 

der Mietpreisbindung hinzuweisen und die 

Mietverträge nur mit unbestimmter Laufzeit ab-

zuschließen. Bei der Förderung von Wohnraum 

für Studierende bzw. Auszubildende sollen be-

fristete Mietverträge abgeschlossen werden. In 

der Förderzusage ist vorzusehen, dass sich die 

Mieterin oder der Mieter wegen der einzuhal-

tenden Miethöhe gegenüber der Vermieterin 

oder dem Vermieter auf die Mietpreisbindung 

berufen kann. 

3.2.6 

Unzulässig ist die Vereinbarung zusätzlicher 

Geld-, Sach- oder Arbeitsleistungen der Miete-

rin oder des Mieters für die Wohnungsüberlas-

sung. Maklerprovisionen dürfen nicht zu Lasten 

der Mieterin oder des Mieters gehen. Die 

Vereinbarung einer Sicherheitsleistung (§ 551 

BGB) der Mieterin oder des Mieters ist zulässig. 

Weiterhin ist bei Wohnungen im Eigentum von 

Genossenschaften eine Vereinbarung zuläs-

sig, wonach die Mieterin oder der Mieter sich 

verpflichtet, an Stelle der Sicherheitsleistung 

mit der Überlassung der Wohnung Geschäfts-

anteile zu erwerben. Die Kosten des Erwerbs 

von Geschäftsanteilen müssen hinsichtlich der 

Zielgruppe angemessen sein.
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3.3 Wohnungen mit Betreuungs- 
angebot

Werden Wohnungen für ältere und behinderte 

Menschen mit Betreuungsangebot unter Be-

rücksichtigung der Einkommensgrenzen nach 

Teil II gefördert, kann zusätzlich zum Mietver-

trag ein Vertrag über Betreuungsleistungen 

geschlossen werden. Das Entgelt für laufende 

Betreuungsleistungen (Grundversorgung) 

darf dabei 20 Prozent der Netto-Kaltmiete 

nicht überschreiten. Der Betreuungsvertrag ist 

gesondert neben dem Mietvertrag abzuschlie-

ßen. Eine Kopplung von Miet- und Betreuungs-

vertrag ist nicht zulässig.

3.4 Mittelbare Belegung und  
sonstige Gegenleistungen

Die WIBank kann im Einvernehmen mit dem für 

das Wohnungswesen zuständigen Ministerium 

die mittelbare Belegung der geförderten Woh-

nungen nach § 22 HWoFG zulassen. Für diese 

freigestellten Wohnungen ist gleichwertiger 

Ersatzwohnraum bereitzustellen. Dazu werden 

gesonderte Verfahrensregelungen getroffen.

Sonstige Gegenleistungen, die die Miet-

preis- und Belegungsbindungen ersetzen 

sollen, sind zuvor von der WIBank mit dem für 

das Wohnungswesen zuständigen Ministerium 

und mit der örtlich zuständigen Kommune 

abzustimmen. Die Bauherrschaft soll bereits 

bei der Anmeldung von Bauvorhaben auf die 

beabsichtigte Ersetzung der Mietpreis- und 

Belegungsbindungen hinweisen.

Von den Möglichkeiten der mittelbaren 

Belegung und der sonstigen Gegenleistung 

ist die Förderung des Neubaus von Wohnraum 

nach Nr. 6 ausgenommen.
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Für den Einbau eines Aufzugs wird ein Zusatz-

darlehen in Höhe von 3.500 Euro je geförder-

ter Wohnung, höchstens jedoch 45.000 Euro 

pro Aufzug gewährt.

Bei Maßnahmen nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 

HWoFG (Beseitigung von Schäden, Nutzungs-

änderung, Erweiterung, Anpassung an ver-

änderte Wohnbedürfnisse) ist das Gesamtdar-

lehen auf 70 Prozent der durch die baulichen 

Maßnahmen verursachten Kosten begrenzt. 

Dabei dürfen die in der vorstehenden Tabelle 

angegebenen Pauschalbeträge für die Förde-

rung je Quadratmeter Wohnfläche nicht über-

schritten werden.

Werden der Bauherrschaft von Bund oder 

Land kostenlose oder verbilligte Grundstücke 

zur Verfügung gestellt, gelten die der Bau-

herrschaft in Verbindung damit entstehenden 

Kosten als Grundstückswert. 

4.2.2 Finanzierungszuschuss und Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung

Es stehen drei Finanzierungszuschussvarianten 

zur Wahl.

Variante : 

0 Prozent Finanzierungszuschuss1 

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

15-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 20 

Prozent des Förderdarlehens. Die Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung endet 15 Jahre nach 

Darlehenszusage.

Variante : 

30 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

20-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 30 

Prozent des Förderdarlehens. Die Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ab-

lauf der Mietpreis- und Belegungsbindung.

 Bei Variante 1 erfolgt die Bereitstellung der Fördermittel auf 

Grundlage des WIPG oder des KIPG. Hier sind die Regelun-

gen unter Nr. 14.1.2 zu beachten. 

Variante 3: 

40 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

25-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 40 

Prozent des Förderdarlehens. Die Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ab-

lauf der Mietpreis- und Belegungsbindung.

Für Bauvorhaben, die mindestens den Effi-

zienzhausstandard 40 (hier gelten die Förder-

standards der bisherigen Bundesförderung 

für effiziente Gebäude [BEG]) erreichen, wird 

ein Zuschlag auf den Finanzierungszuschuss in 

Höhe von 150 Euro je Quadratmeter förderfä-

higer Wohnfläche gewährt.

4.3 Zulässige Miete

Bei der erstmaligen Vermietung darf keine 

höhere Miete (ohne Betriebskosten) als die 

ortsübliche Vergleichsmiete im Sinne von 

§ 558 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) 

abzüglich 25 Prozent vereinbart werden. Ist 

für die Kommune ein Mietspiegel nach § 558c 

BGB oder ein qualifizierter Mietspiegel nach 

§ 558d BGB oder eine Mieterdatenbank nach 

§ 558e BGB vorhanden, so gilt als Höchstmie-

te der darin für die entsprechende Wohnung 

ausgewiesene Wert beziehungsweise mittlere 

Wert abzüglich der jeweiligen Reduktion. Wird 

darin nach Wohnlagen differenziert, ist höchs-

tens von mittleren Wohnlagen auszugehen.

Bei Bauvorhaben, die mindestens den Ef-

fizienzhausstandard 40 erreichen, kann dieser 

Betrag um bis zu 0,30 Euro je Quadratmeter 

Wohnfläche und Monat erhöht werden.
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4.4 Förderfähige Wohnfläche

Die förderfähige Wohnfläche (Regelwohnflä-

che) beträgt

• bei Wohnungen für 1 Person bis  

45 Quadratmeter,

• bei Wohnungen für 2 Personen bis  

60 Quadratmeter und

• für jede weitere Person 12 Quadratmeter 

mehr.

Die Wohnfläche ist nach der Verordnung zur 

Berechnung der Wohnfläche (Wohnflächen-

verordnung – WoFIV) in der jeweils geltenden 

Fassung zu ermitteln.

Bei Wohnungen mit drei Zimmern zuzüglich 

Bad und Küche ist die förderfähige Wohnfläche 

unabhängig von der beabsichtigten Belegung 

auf 72 Quadratmeter begrenzt.

Die förderfähige Wohnfläche kann in be-

gründeten Fällen bei Maßnahmen im Gebäu-

debestand oder bei Baulückenschließungen 

erhöht werden. Bei Wohnraum, der nach 

der DIN 18040 Teil 2 mit „R“-Anforderungen 

ausgeführt wird, kann die förderfähige Wohn-

fläche ohne besondere Begründung um 16 

Prozent erhöht werden.

Die maximal förderfähige Fläche eines 

Gemeinschaftsraums ist im Einzelfall mit der 

WIBank abzustimmen.

Die Wohnfläche einer Wohnung soll 35 

Quadratmeter nicht unterschreiten.

4.5 Kommunale Finanzierungs- 
beteiligung

Die Bereitstellung von Fördermitteln setzt 

voraus, dass sich auch die Kommune mit 

mindestens 10.000 Euro je Wohneinheit an 

der Finanzierung beteiligt, und zwar bei einer 

nachrangigen Sicherung im Grundbuch und 

zu Konditionen, die gegenüber dem Darle-

hen nach diesen Richtlinien nicht ungünstiger 

sind. Beteiligt sich eine Kommune durch die 

verbilligte Bereitstellung von Bauland, muss 

die Verbilligung mindestens einem Wert von 

10.000 Euro je Wohneinheit entsprechen. Stellt 

die Kommune ein Grundstück in Form des 

Erbbaurechts bereit, wird eine angemessene 

Finanzierungsbeteiligung angenommen, wenn 

der Erbbauzins für die Dauer der Belegungs- 

und Mietpreisbindung höchstens 1 Prozent 

des Grundstückswertes beträgt. An Stelle einer 

finanziellen Beteiligung kann die Kommune 

auch eine Ausfallbürgschaft für den rangletzten 

Teilbetrag des Darlehens nach dieser Richtlinie 

in Höhe von mindestens 20.000 Euro je Wohn-

einheit übernehmen.
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HWoFG (Beseitigung von Schäden, Nutzungs-

änderung, Erweiterung, Anpassung an ver-

änderte Wohnbedürfnisse) ist das Gesamtdar-

lehen auf 70 Prozent der durch die baulichen 

Maßnahmen verursachten Kosten begrenzt. 

Dabei dürfen die in der vorstehenden Tabelle 

angegebenen Pauschalbeträge für die Förde-

rung je Quadratmeter Wohnfläche nicht über-

schritten werden.

Werden der Bauherrschaft von Bund oder 

Land kostenlose oder verbilligte Grundstücke 

zur Verfügung gestellt, gelten die der Bau-

herrschaft in Verbindung damit entstehenden 

Kosten als Grundstückswert.

5.2.2 Finanzierungszuschuss und Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung

Es stehen drei Finanzierungszuschussvarianten 

zur Wahl. 

Variante : 

0 Prozent Finanzierungszuschuss2 

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

15-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 20 

Prozent des Förderdarlehens. Die Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung endet 15 Jahre nach 

Darlehenszusage.

Variante : 

5 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

20-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 25 

Prozent des Förderdarlehens. Die Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ab-

lauf der Mietpreis- und Belegungsbindung.

 Bei Variante 1 erfolgt die Bereitstellung der Fördermittel auf 

Grundlage des WIPG oder des KIPG. Hier sind die Regelun-

gen unter Nr. 14.1.2 zu beachten.

Variante 3: 

30 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

25-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 30 

Prozent des Förderdarlehens. Die Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ab-

lauf der Mietpreis- und Belegungsbindung.

Für Bauvorhaben, die mindestens den Effi-

zienzhausstandard 40 (hier gelten die Förder-

standards der bisherigen Bundesförderung 

für effiziente Gebäude [BEG]) erreichen, wird 

ein Zuschlag auf den Finanzierungszuschuss in 

Höhe von 150 Euro je Quadratmeter förderfä-

higer Wohnfläche gewährt.

5.3 Zulässige Miete

Bei der erstmaligen Vermietung darf keine 

höhere Miete (ohne Betriebskosten) als die 

ortsübliche Vergleichsmiete im Sinne von 

§ 558 BGB abzüglich 20 Prozent vereinbart 

werden. Ist für die Kommune ein Mietspie-

gel nach § 558c BGB oder ein qualifizierter 

Mietspiegel nach § 558d BGB oder eine 

Mieterdatenbank nach § 558e BGB vorhan-

den, so gilt als Höchstmiete der darin für die 

entsprechende Wohnung ausgewiesene Wert 

beziehungsweise mittlere Wert abzüglich der 

jeweiligen Reduktion. Wird darin nach Wohn-

lagen differenziert, ist höchstens von mittleren 

Wohnlagen auszugehen.

Bei Bauvorhaben, die mindestens den Ef-

fizienzhausstandard 40 erreichen, kann dieser 

Betrag um bis zu 0,30 Euro je Quadratmeter 

Wohnfläche und Monat erhöht werden.
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5.4 Förderfähige Wohnfläche

Die förderfähige Wohnfläche (Regelwohnflä-

che) beträgt

• bei Wohnungen für 1 Person bis 45 

Quadratmeter, 

• bei Wohnungen für 2 Personen bis 60 

Quadratmeter und

• für jede weitere Person 12 Quadratmeter 

mehr.

Die Wohnfläche ist nach der WoFIV in der 

jeweils geltenden Fassung zu ermitteln.

Bei Wohnungen mit drei Zimmern zuzüglich 

Bad und Küche ist die förderfähige Wohnfläche 

unabhängig von der beabsichtigten Belegung 

auf 72 Quadratmeter begrenzt.

Die förderfähige Wohnfläche kann in be-

gründeten Fällen bei Maßnahmen im Gebäu-

debestand oder bei Baulückenschließungen 

erhöht werden. Bei Wohnraum, der nach 

der DIN 18040 Teil 2 mit „R“-Anforderungen 

ausgeführt wird, kann die förderfähige Wohn-

fläche ohne besondere Begründung um 16 

Prozent erhöht werden.

Die maximal förderfähige Fläche eines 

Gemeinschaftsraums ist mit der WIBank abzu-

stimmen.

Die Wohnfläche einer Wohnung soll 35 

Quadratmeter nicht unterschreiten.

5.5 Kommunale Finanzierungs- 
beteiligung

Die Bereitstellung von Fördermitteln setzt 

voraus, dass sich auch die Kommune mit 

mindestens 6.000 Euro je Wohneinheit an 

der Finanzierung beteiligt, und zwar bei einer 

nachrangigen Sicherung im Grundbuch und 

zu Konditionen, die gegenüber der Förderung 

nach diesen Richtlinien nicht ungünstiger 

sind. Beteiligt sich eine Kommune durch die 

verbilligte Bereitstellung von Bauland, muss 

die Verbilligung mindestens einem Wert von 

6.000 Euro je Wohneinheit entsprechen. Stellt 

die Kommune ein Grundstück in Form des 

Erbbaurechts bereit, wird eine angemessene 

Finanzierungsbeteiligung angenommen, wenn 

der Erbbauzins für die Dauer der Belegungs- 

und Mietpreisbindung höchstens 1,4 Prozent 

des Grundstückswertes beträgt. An Stelle einer 

finanziellen Beteiligung kann die Kommune 

auch eine Ausfallbürgschaft für den rangletzten 

Teilbetrag des Darlehens nach diesen Richt-

linien in Höhe von mindestens 12.000 Euro je 

Wohneinheit übernehmen.

5.6 Eingeschränktes Fördergebiet

Die Fördermittel werden nur für die Schaffung 

von Wohnraum in Gemeinden bereitgestellt, 

die in der Anlage der Verordnung zur Bestim-

mung abweichender Einkommensgrenzen bei 

der Wohnraumförderung vom 3. August 2015 

(GVBl. S. 331) in der jeweils geltenden Fassung 

genannt sind (vgl. Anlage 2).
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Grundstückswert je Quadrat- 

meter Boden einschließlich 

Erschließungskosten,  

Grunderwerbsteuer und  

Kosten der Herrichtung des  

Grundstücks

Darlehen je  

Quadratmeter  

Wohnfläche  

(Grundbetrag)

unter 300 Euro 1.800 Euro

300 Euro bis unter 400 Euro 2.000 Euro

400 Euro bis unter 500 Euro 2.200 Euro

500 Euro bis unter 600 Euro 2.400 Euro

ab 600 Euro 2.600 Euro

Bei Maßnahmen nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 

HWoFG (Beseitigung von Schäden, Nutzungs-

änderung, Erweiterung, Anpassung an ver-

änderte Wohnbedürfnisse) ist das Gesamtdar-

lehen auf 70 Prozent der durch die baulichen 

Maßnahmen verursachten Kosten begrenzt. 

Dabei dürfen die in der vorstehenden Tabelle 

angegebenen Pauschalbeträge für die Förde-

rung je Quadratmeter Wohnfläche nicht über-

schritten werden.

Werden der Bauherrschaft von Bund oder 

Land kostenlose oder verbilligte Grundstücke 

zur Verfügung gestellt, gelten die der Bau-

herrschaft in Verbindung damit entstehenden 

Kosten als Grundstückswert.

6.2.2 Finanzierungszuschuss und Dauer der 

ersten Zinsfestschreibung

Es stehen zwei Finanzierungszuschussvarianten 

zur Wahl:

Variante :  

0 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

20-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 20 

Prozent des Förderdarlehens.

Variante  

40 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewährt in Verbindung mit einer 

40-jährigen Mietpreis- und Belegungsbindung 

einen Finanzierungszuschuss in Höhe von 40 

Prozent des Förderdarlehens.

Die erste Zinsfestschreibung endet mit Ab-

lauf der jeweiligen Mietpreis- und Belegungs-

bindung.

6.3 Zulässige Miete

Die Nettokaltmiete muss immer mindestens 

20 Prozent unter der sonst für vergleichbaren 

Wohnraum am örtlichen Wohnungsmarkt 

verlangten Miete liegen. Sie soll 11,10 Euro 

je Quadratmeter Wohnfläche im Monat nicht 

überschreiten; dieser Einstiegswert von 11,10 

Euro erhöht sich jährlich entsprechend dem 

vom Statistischen Bundesamt ermittelten 

Verbraucherpreisindex für Deutschland. Als Zu-

schlag für Möblierung und Schönheitsreparatu-

ren sind höchstens 2,40 Euro je Quadratmeter 

Wohnfläche im Monat zulässig. Neben der Net-

tokaltmiete und dem genannten Zuschlag darf 

die Bauherrschaft im Rahmen einer Pauschal-

mietvereinbarung Betriebs- und Heizkosten 

verlangen, die an den tatsächlichen Verbräu-

chen im Förderobjekt auszurichten sind.

Insgesamt darf eine Miete für höchstens 25 

Quadratmeter je Wohnplatz berechnet werden. 

Im Übrigen gilt Nr. 3.2.

6.4 Förderfähige Wohnfläche

Die förderfähige Wohnfläche (einschl. antei-

liger Gemeinschaftsräume) beträgt bis zu 25 

Quadratmeter je Wohnplatz. Bei der Berech-

nung der Wohnfläche ist die WoFIV in der 

jeweils geltenden Fassung anzuwenden.
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7.3 Bindungsdauer

Der Zeitraum der Bindungen beträgt 10 Jahre 

und beginnt mit Abschluss der Modernisie-

rungsmaßnahmen. Wenn die Wohnungen 

bereits Belegungsbindungen von noch min-

destens 10 Jahren aufgrund früherer Förde-

rung unterliegen, verlängert sich die Dauer der 

Belegungsbindung nicht.

7.4 Zulässige Miete

Bei Wohnungen, die vor Erteilung der Förder-

zusage aufgrund früherer Förderung bereits 

mietpreisgebunden sind, ist die durch die 

Modernisierung bedingte Mieterhöhung auf 

höchstens 2,00 Euro je Quadratmeter Wohn-

fläche und Monat begrenzt. Bis zum Ablauf von 

fünf Jahren nach Abschluss der Modernisie-

rung sind daneben keine weiteren Mieterhö-

hungen zugelassen. Ab dem sechsten Jahr gel-

ten hinsichtlich der Fortschreibung der Miete 

die Regelungen der früheren Förderzusage.

Für Wohnungen, die vor Erteilung der För-

derzusage nicht mietpreisgebunden sind, setzt 

die WIBank in der Förderzusage eine Miete 

nach Modernisierung je Quadratmeter Wohn-

fläche und Monat in Abhängigkeit von der 

gewährten Förderung fest (Bewilligungsmiete). 

Die Bewilligungsmiete darf nicht höher liegen 

als die ortsübliche Vergleichsmiete im Sinne 

von § 558 BGB abzüglich 10 Prozent. Ist für die 

Kommune ein Mietspiegel nach § 558c BGB 

oder ein qualifizierter Mietspiegel nach § 558d 

BGB oder eine Mieterdatenbank nach § 558e 

BGB vorhanden, so gilt als Höchstmiete der 

darin für die entsprechende Wohnung ausge-

wiesene Wert bzw. mittlere Wert abzüglich der 

jeweiligen Reduktion. Wird darin nach Wohn-

lagen differenziert, ist höchstens von mittleren 

Wohnlagen auszugehen. Weitere Mietanpas-

sungen sind nach Nr. 3.2.3 vorzunehmen. Der 

in der Förderzusage verlangte Mindestabstand 

zur ortsüblichen Vergleichsmiete ist einzuhal-

ten.

Bei der Modernisierung von Wohnraum für 

Studierende bzw. Auszubildende ist eine An-

hebung der Miete nur bis zu der nach Nr. 6.3 

vorgegebenen Miete zulässig. Weitere Miet-

anpassungen sind ebenfalls nach Nr. 3.2.3 

vorzunehmen.

7.5 Zuwendungsfähige Ausgaben

Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben zählen 

solche zur Verbesserung

• des Wohnungszuschnittes, zum Beispiel 

durch Zusammenlegung kleiner 

Wohnungen zu einer großen Wohnung für 

kinderreiche Familien,

• der Wohnqualität, insbesondere durch den 

Anbau von Balkonen,

• der natürlichen Belichtung und Belüftung,

• der energetischen Eigenschaften,

• der Energieversorgung, der 

Wasserversorgung (Verbrauchsreduzierung, 

Messung des Trinkwasserverbrauchs),

• der sanitären Einrichtungen, 

der Entwässerung und des 

Feuchtigkeitsschutzes,

• des Schallschutzes,

• der baulichen Eignung einer Wohnung 

für ältere Menschen oder Menschen mit 

Behinderungen und

• der unmittelbaren Umgebung des 

Wohngebäudes (Grünflächen, 

Kinderspielplätze) und

• Ausgaben für modernisierungsbedingte 

Instandsetzungen.

Förderfähig ist auch die in zeitlicher Verbin-

dung mit der Modernisierung durchgeführte 

Instandsetzung. Dabei müssen jedoch die 

Modernisierungsmaßnahmen überwiegen.

7.6 Kommunale Finanzierungs- 
beteiligung

Im Rahmen dieser Förderung ist eine kommu-

nale Finanzierungsbeteiligung nicht erforder-

lich.
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Anlage  zu Nr. .: 

Kommunen, die die Partnerschaftsvereinbarung  
„Großer Frankfurter Bogen“ unterzeichnet haben

Stadt/Gemeinde Landkreis

Darmstadt kreisfreie Stadt

Frankfurt am Main kreisfreie Stadt

Offenbach am Main kreisfreie Stadt

Wiesbaden kreisfreie Stadt

Zwingenberg Landkreis Bergstraße

Bickenbach Landkreis Darmstadt-Dieburg

Erzhausen Landkreis Darmstadt-Dieburg

Mühltal Landkreis Darmstadt-Dieburg

Bischofsheim Landkreis Groß-Gerau

Groß-Gerau Landkreis Groß-Gerau

Kelsterbach Landkreis Groß-Gerau

Mörfelden-Walldorf Landkreis Groß-Gerau

Riedstadt Landkreis Groß-Gerau

Rüsselsheim Landkreis Groß-Gerau

Bad Homburg Hochtaunuskreis

Friedrichsdorf Hochtaunuskreis

Kronberg im Taunus Hochtaunuskreis

Oberursel (Taunus) Hochtaunuskreis

Steinbach (Taunus) Hochtaunuskreis

Hanau Main-Kinzig-Kreis

Maintal Main-Kinzig-Kreis

Rodenbach Main-Kinzig-Kreis

Stadt/Gemeinde Landkreis

Schöneck Main-Kinzig-Kreis

Eppstein Main-Taunus-Kreis

Hochheim am Main Main-Taunus-Kreis

Hofheim am Taunus Main-Taunus-Kreis

Kelkheim (Taunus) Main-Taunus-Kreis

Kriftel Main-Taunus-Kreis

Schwalbach am Taunus Main-Taunus-Kreis

Sulzbach (Taunus) Main-Taunus-Kreis

Dietzenbach Landkreis Offenbach

Dreieich Landkreis Offenbach

Egelsbach Landkreis Offenbach

Heusenstamm Landkreis Offenbach

Langen (Hessen) Landkreis Offenbach

Mühlheim am Main Landkreis Offenbach

Neu-Isenburg Landkreis Offenbach

Obertshausen Landkreis Offenbach

Rödermark Landkreis Offenbach

Niedernhausen Rheingau-Taunus-Kreis

Bad Nauheim Wetteraukreis

Friedberg (Hessen) Wetteraukreis

Karben Wetteraukreis

Wöllstadt Wetteraukreis
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Anlage  zu Nr. 5.6: 

Fördergebiet mittlere Einkommen

Stadt/Gemeinde Landkreis

Darmstadt kreisfreie Stadt

Frankfurt am Main kreisfreie Stadt

Offenbach am Main kreisfreie Stadt

Wiesbaden kreisfreie Stadt

Bensheim Landkreis Bergstraße

Viernheim Landkreis Bergstraße

Zwingenberg Landkreis Bergstraße

Alsbach-Hähnlein Landkreis Darmstadt-Dieburg

Bickenbach Landkreis Darmstadt-Dieburg

Dieburg Landkreis Darmstadt-Dieburg

Eppertshausen Landkreis Darmstadt-Dieburg

Erzhausen Landkreis Darmstadt-Dieburg

Griesheim Landkreis Darmstadt-Dieburg

Groß-Zimmern Landkreis Darmstadt-Dieburg

Messel Landkreis Darmstadt-Dieburg

Mühltal Landkreis Darmstadt-Dieburg

Münster Landkreis Darmstadt-Dieburg

Pfungstadt Landkreis Darmstadt-Dieburg

Roßdorf Landkreis Darmstadt-Dieburg

Seeheim-Jugenheim Landkreis Darmstadt-Dieburg

Weiterstadt Landkreis Darmstadt-Dieburg

Stadt/Gemeinde Landkreis

Bischofsheim Landkreis Groß-Gerau

Ginsheim-Gustavsburg Landkreis Groß-Gerau

Kelsterbach Landkreis Groß-Gerau

Mörfelden-Walldorf Landkreis Groß-Gerau

Nauheim Landkreis Groß-Gerau

Raunheim Landkreis Groß-Gerau

Rüsselsheim Landkreis Groß-Gerau

Bad Homburg v.d.Höhe Hochtaunuskreis

Friedrichsdorf Hochtaunuskreis

Königstein im Taunus Hochtaunuskreis

Kronberg im Taunus Hochtaunuskreis

Oberursel (Taunus) Hochtaunuskreis

Steinbach (Taunus) Hochtaunuskreis

Bruchköbel Main-Kinzig-Kreis

Erlensee Main-Kinzig-Kreis

Gelnhausen Main-Kinzig-Kreis

Grosskrotzenburg Main-Kinzig-Kreis

Hanau Main-Kinzig-Kreis

Langenselbold Main-Kinzig-Kreis

Maintal Main-Kinzig-Kreis

Niederdorfelden Main-Kinzig-Kreis
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Stadt/Gemeinde Landkreis

Rodenbach Main-Kinzig-Kreis

Bad Soden am Taunus Main-Taunus-Kreis

Eschborn Main-Taunus-Kreis

Flörsheim am Main Main-Taunus-Kreis

Hattersheim am Main Main-Taunus-Kreis

Hochheim am Main Main-Taunus-Kreis

Hofheim am Taunus Main-Taunus-Kreis

Kelkheim (Taunus) Main-Taunus-Kreis

Kriftel Main-Taunus-Kreis

Liederbach am Taunus Main-Taunus-Kreis

Schwalbach am Taunus Main-Taunus-Kreis

Sulzbach (Taunus) Main-Taunus-Kreis

Dietzenbach Landkreis Offenbach

Dreieich Landkreis Offenbach

Egelsbach Landkreis Offenbach

Hainburg Landkreis Offenbach

Heusenstamm Landkreis Offenbach

Langen (Hessen) Landkreis Offenbach

Mühlheim am Main Landkreis Offenbach

Neu-Isenburg Landkreis Offenbach

Obertshausen Landkreis Offenbach

Stadt/Gemeinde Landkreis

Rodgau Landkreis Offenbach

Rödermark Landkreis Offenbach

Seligenstadt Landkreis Offenbach

Walluf Rheingau-Taunus-Kreis

Bad Nauheim Wetteraukreis

Bad Vilbel Wetteraukreis

Friedberg Wetteraukreis

Gießen Landkreis Gießen

Heuchelheim Landkreis Gießen

Linden Landkreis Gießen

Wetzlar Lahn-Dill-Kreis

Limburg an der Lahn Landkreis Limburg-Weilburg

Marburg Landkreis Marburg-Biedenkopf

Kassel kreisfreie Stadt

Fulda Landkreis Fulda

Baunatal Landkreis Kassel

Lohfelden Landkreis Kassel

Vellmar Landkreis Kassel
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